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Vorwort

Seit dem Sommer 2020 bündeln wir im IG Metall Bezirk Mitte unsere Aktivi-
täten unter der Devise »Solidarisch in die Offensive«. Der Offensivbegriff mag 
im ersten Moment irritieren und an das sprichwörtliche Pfeifen im Walde er-
innern, schließlich befinden wir uns unbestritten in einer Defensivsituation. 
In Thüringen, Hessen, Rheinland-Pfalz und dem Saarland – den vier Bundes-
ländern unseres Bezirks – sind wir in den letzten Monaten immer öfter ge-
zwungen, Auseinandersetzungen um abweichende Tarifregelungen, Betriebs-
schließungen und Sozialtarifverträge zu führen. Überhaupt drohen im Zuge der 
Entkarbonisierung der Wirtschaft und der zunehmenden industriellen Trans-
formation tradierte Kräfteverhältnisse ins Wanken zu geraten. Davor verschlie-
ßen wir nicht die Augen. 

Das Narrativ »Solidarisch in die Offensive« ist trotzdem bewusst gewählt. 
Denn ob wir gestärkt oder geschwächt aus der aktuellen Krise hervorgehen, 
ist nicht ausgemacht. Durch betrieblichen Druck ist es an vielen Stellen gelun-
gen, vorgefasste Entscheidungen der Kapitalseite zu revidieren. Möglich war 
dies (nicht zuletzt) durch eine konfliktfähige und im besten Sinne offensive 
Betriebs- und Tarifpolitik. »Solidarisch in die Offensive« steht für eine IG Me-
tall, die selbstbewusst und beteiligungsorientiert betriebliche Auseinander-
setzungen führt. Eine IG Metall, die gesellschaftliche Alternativen und neue 
Allianzen sucht und die fähig ist, auch außerhalb ihrer angestammten betrieb-
lichen Sphären zu agieren und zu wirken. 

Wir glauben, dass es gerade in einer gewerkschaftlichen Defensivsituation 
und angesichts der besorgniserregenden klimatischen Entwicklungen möglich 
sein muss, über eine offensive Reformperspektive mit weitergehenden Zie-
len zu sprechen. Aber was könnte »Solidarisch in die Offensive« konkret für 
unsere zentralen Handlungsfelder bedeuten? Dieser Frage wollen wir uns mit 
diesem Debattenband annähern. Uns geht es dabei weniger um abgeschlos-
sene Wahrheiten als um eine strategische Suchbewegung, an der sich Betriebs-
rät*innen ebenso beteiligen wie Gewerkschaftssekretär*innen und kritische 
Wissenschaftler*innen. Wenn unterschiedliche Zugänge und Perspektiven 
zum Tragen kommen, liegt es auf der Hand, dass nicht alle Einschätzungen auf 
die ungeteilte Zustimmung aller stoßen. Doch ohne Reibung keine Bewegung. 

Das Buch gliedert sich in vier Teile. Gewerkschaftsarbeit kann nicht losge-
löst von den aktuellen gesellschaftspolitischen Entwicklungen gesehen wer-
den. Sozialstaatsfragen, die Verteilung von Einkommen und Vermögen oder 
die Frage, wie wir – jenseits der einzelbetrieblichen Ebene – Einfluss auf die 
Ausgestaltung der Transformation nehmen können, betreffen unsere Mitglie-
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der unmittelbar und nehmen im ersten Teil »Gesellschaftliche Befunde und 
(gewerkschafts-)politische Zielsetzungen« daher breiten Raum ein. 

In »Mitbestimmung und Arbeitsbeziehungen im Corona-Kapitalismus« – 
dem zweiten Teil – geht es sowohl um aktuelle Einschätzungen zum gegen-
wärtigen Stand der betrieblichen Mitbestimmung als auch um Überlegungen 
für deren perspektivische Weiterentwicklung bis hin zu einer demokratischen 
Gestaltung und Steuerung der Wirtschaft.

Die »Perspektiven der Tarif- und Betriebspolitik« – der dritte Teil – beinhal-
ten zum einen den Blick auf aktuelle Fragen und Perspektiven der Tarifpolitik 
in der Metall- und Elektroindustrie. Zum anderen werden einige bedeutsame 
Betriebskonflikte der jüngsten Vergangenheit resümiert. 

Wenn »Solidarisch in die Offensive« nicht zur voluntaristischen Leerfor-
mel verkommen soll, stellt sich unweigerlich die Frage, wie und mit wem wir 
als Mitgliederorganisation unsere Basis verbreitern können. Die Autor*innen 
der Beiträge im vierten Teil beziehen zu dieser Frage mit jeweils unterschied-
lichen Schwerpunkten und Stoßrichtungen Stellung.

Wir bedanken uns bei allen Autor*innen, dass sie dieses Buch zu dem gemacht 
haben, was es ist: ein lebendiger Diskussionsband mit Erfahrungsberichten, 
Einschätzungen und Denkanstößen zur Fortentwicklung der IG Metall. Unser 
Dank für die redaktionelle Bearbeitung gilt zudem Richard Detje, Johannes 
Schulten und Gerd Siebecke.

Jörg Köhlinger/Jakob Habermann



Gesellschaftliche Befunde und
(gewerkschafts-)politische
Zielsetzungen



Achim Truger
Verteilungsgerechtigkeit in Deutschland
– auch die Steuerpolitik ist gefragt!

1. Einleitung 

Die Ungleichheit von Einkommen und Vermögen und damit die Verteilungs-
frage spielt spätestens seit der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 2009 
wieder eine wichtigere Rolle in der wirtschafts- und gesellschaftspolitischen 
Debatte. Thomas Pikettys »Das Kapital im 21. Jahrhundert« (Piketty 2014) 
regte die Debatte – zumindest international – in besonderem Maße an. Auch 
in Deutschland nahm die Diskussion Fahrt auf, selbst wenn einflussreiche Ak-
teure gerade in der wirtschaftswissenschaftlichen Politikberatung lange Zeit 
versuchten, die erhebliche Zunahme der Ungleichheit seit Mitte der 1990er 
Jahre zu verharmlosen (Eicker-Wolf/Truger 2017 und Truger 2019). Im Wahl-
kampf 2021 spielte die Verteilungsgerechtigkeit zumindest bei den Parteien 
links der Mitte eine wesentliche Rolle. Ihre Wahlprogramme enthielten zahl-
reiche Maßnahmen, die die Einkommensungleichheit wesentlich reduziert 
hätten (Buhlmann et al. 2021a).

Zur Verringerung der Ungleichheit kann der Staat auf vielfältige Weise bei-
tragen (Atkinson 2016; Bormann et al. 2017; Eicker-Wolf/Truger 2017). Dies 
geht sowohl durch regulatorische Maßnahmen als auch durch staatliche Fi-
nanzpolitik, und der Staat kann bei den Markteinkommen ansetzen oder nach-
träglich versuchen, die sich am Markt ergebende Einkommensverteilung zu 
korrigieren. So können etwa durch die Gestaltung des rechtlichen Rahmens die 
Kräfteverhältnisse auf dem Arbeitsmarkt im Rahmen von Lohnverhandlungen 
beeinflusst werden – zu denken ist z.B. an die Ausgestaltung des Streikrechts, 
an Allgemeinverbindlicherklärungen oder den Mindestlohn. Auch viele staat-
liche Ausgaben erzielen unmittelbare verteilungspolitische Effekte: So beein-
flusst die materielle und organisatorische Ausgestaltung des Bildungssystems 
entscheidend die soziale Mobilität (SVR 2021: 239ff.).

Eine andere wichtige verteilungspolitisch relevante Ausgabenkategorie be-
trifft die öffentlichen Investitionen: Eine schlechte staatliche Infrastruktur trifft 
vor allem sozial weniger gut gestellte Einkommensschichten in ihren Teilhabe-
möglichkeiten. Auf der Ausgabenseite übt zudem die Sozialpolitik einen sehr 
wesentlichen Einfluss auf die Einkommensverteilung aus.

Im vorliegenden Beitrag steht die Steuerpolitik als weitere zentrale Deter-
minante der Einkommensverteilung im Mittelpunkt. Über die Steuerprogres-
sion soll die Steuerpolitik die Einkommensverteilung gleichmäßiger machen. 
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Zugleich sind Steuern die wichtigste Finanzierungsquelle des Staates. Ist die 
Finanzausstattung nicht ausreichend, fehlen dem Staat die Mittel zu einer hin-
reichenden ausgabenseitigen Korrektur der Einkommensverteilung. Abschnitt 
2 verdeutlicht, dass die Steuerpolitik in Deutschland aufgrund massiver Steu-
ersenkungen zu Beginn des Jahrtausends erheblich direkt zur Zunahme der 
Einkommensungleichheit beigetragen und zugleich wegen massiver Kürzungs-
politik in den öffentlichen Haushalten auch indirekt negative Auswirkungen 
auf Verteilungsgerechtigkeit und Chancengleichheit gehabt hat. Abschnitt 
3 geht auf einige steuerpolitische Ansatzpunkte zur Verringerung der Un-
gleichheit ein, während in Abschnitt 4 ein kritischer Blick auf die weitgehende 
Abwesenheit von progressiven Steuerreformelementen im Koalitionsvertrag 
der neuen Ampelregierung geworfen wird. Abschnitt 5 zieht ein kurzes Fazit.

2. Steuerpolitische Fehler der Vergangenheit 
und verteilungspolitische Folgen

Die Ungleichheit der verfügbaren Einkommen hat in Deutschland von Mitte 
der 1990er Jahre bis zum Jahr 2005 kräftig zugenommen. Danach lässt sich je 
nach verwendetem Indikator bis zum Jahr 2018 lediglich eine gebremste oder 
keine trendmäßige Zunahme der Ungleichheit mehr feststellen (SVR 2021: 
197ff.). Dennoch ist bemerkenswert, dass die Ungleichheit trotz der insgesamt 
guten Wachstums- und der sehr guten Beschäftigungsentwicklung seit 2006 
nicht wieder rückläufig war. Zum Anstieg der Ungleichheit bis 2005 trugen un-
ter anderem die Steuersenkungen insbesondere von 1998 bis 2005 bei (Bie-
wen/Juhasz 2012). Diese sollten als zentrales wachstums- und beschäftigungs-
politisches Instrument der damaligen rot-grünen Bundesregierung fungieren 
und führten zu massiven Senkungen des Einkommensteuerspitzensatzes von 
53% auf 42% bei gleichzeitig kräftiger Senkung der Unternehmenssteuersätze 
(Truger 2004a und 2009).

Im Ergebnis hat sich die Verteilung der Steuer- und Abgabenlast von 1998 
bis 2015 massiv zum Nachteil unterer und zum Vorteil der oberen Einkom-
mensgruppen verlagert (Bach et al. 2016a). In Abbildung 1 ist die steuerre-
formbedingte Be- und Entlastung der Besteuerten bezogen auf das Brutto-
äquivalenzeinkommen für den Zeitraum 1998 bis 2015 insgesamt gemäß den 
Simulationsrechnungen von Bach et al. (ebd.) dargestellt. Während geringere 
Einkommen aufgrund der Steuerreformen deutlich höhere Belastungen zu 
tragen hatten, sind einkommensstarke Haushalte in sehr erheblichem Um-
fang entlastet worden. Insgesamt wurden nur die obersten 30% der Haus-
halte entlastet. Während die Belastung des untersten Zehntels der Haushalte 
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mit Steuern in Relation zum Bruttoeinkommen durch die Steuerreformen von 
1998 bis 2015 um 5,4% anstieg, wurde das oberste Zehntel um 2,3% entlas-
tet. Das reichste 1% der Haushalte wurde sogar um fast 5% entlastet. Die Ein-
beziehung der Sozialversicherungsbeiträge in die Betrachtung ergibt ein sehr 
ähnliches Bild. Lediglich der Belastungsanstieg im unteren Einkommensbe-
reich fällt etwas schwächer aus.

Die Steuerpolitik, die bis 2005 im Wesentlichen Steuersenkungspolitik war, 
hat nicht nur die Ungleichheit der verfügbaren Einkommen erhöht, sondern 
ging auch mit massiven Nebenwirkungen bezüglich Wachstum und Beschäf-
tigung sowie der Versorgung mit öffentlichen Gütern und Dienstleistungen 
einher (Rietzler/Truger 2017). Die massiven Steuersenkungen von 2000 bis 
2005 im Rahmen der so genannten Steuerreform 2000 bei der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer, begleitet von Erhöhungen des Kindergeldes, führten 
innerhalb der ersten beiden zwei Jahre von 2000-2001 für Bund, Länder und 
Gemeinden zu massiven Aufkommensverlusten von jährlich fast 30 Mrd. Euro 
(1,4% des damaligen Bruttoinlandsproduktes). Bis 2005 wuchsen die Einnah-
menausfälle noch auf über 43 Mrd. Euro (knapp 1,9% des BIP) an. Bei der Ver-
abschiedung der Reformen zu Beginn des neuen Jahrtausends war die Poli-
tik vor dem Hintergrund der boomenden Wirtschaft davon ausgegangen, die 
Steuersenkungen seien für die öffentlichen Haushalte verkraftbar. Doch als 

Abbildung 1: Veränderung der gesamten Steuer- und Sozialbeitragsbelastung 
durch die Steuerreformen von 1998 bis 2015 in Relation zum Haushaltsbrutto-
äquivalenzeinkommen in %

Quelle: Bach et al. 2016a: 67.
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2001 die Konjunktur abstürzte und Deutschland die Defizitgrenze des Maast-
richt-Vertrages von 3% des BIP für die gesamtstaatliche Nettokreditaufnahme 
riss, kam es ab 2002 trotz schwachen Wachstums und steigender Arbeitslosig-
keit zu massiven Konsolidierungsmaßnahmen in allen öffentlichen Haushalten. 
Indirekte Steuern und Sozialversicherungsbeiträge wurden erhöht. Vor allem 
aber wurden ab 2003 massive ausgabenseitige Kürzungen in den öffentlichen 
Haushalten vorgenommen.

Insgesamt brach infolge von Konjunkturschwäche und Steuersenkungen 
die Einnahmenquote von 46% des BIP im Jahr 1999 auf nur noch 42,6% des 
BIP im Jahr 2004 ein (ebd.). Die Ausgabenquote folgte aufgrund der Kürzun-
gen mit wenigen Jahren Verzögerung. Nach einem vorübergehenden leichten 
Anstieg aufgrund der Konjunkturschwäche und steigenden Ausgaben für die 
Arbeitslosenunterstützung bis zum Jahr 2003, fiel sie danach von knapp 48% 
auf nur noch 42,8% im Jahr 2007. Nachdem der Bundestagswahlkampf im Jahr 
2005 paradoxerweise von Debatten um weitere drastische Steuersenkungen 
in zweistelliger Milliardenhöhe geprägt war (vgl. Truger 2004b), setzte die im 
Herbst 2005 gewählte große Koalition den ausgabenseitigen Konsolidierungs-
kurs fort und erhöhte zudem im Jahr 2007 die Mehrwertsteuer um drei Pro-
zentpunkte. Erst durch diese Maßnahme gelang im Aufschwung im Verbund 
mit den langjährigen Ausgabenkürzungen die Konsolidierung. Die von 2001 
bis 2007 vorgenommenen drastischen Kürzungen auf der Ausgabenseite dürf-
ten heute noch ein wesentlicher Grund für viele der aktuell beklagten Eng-
pässe in der öffentlichen Verwaltung und den Investitionsstau bei Infrastruk-
tur und Bildung sein.

Ein völlig anderes Bild und damit gleichzeitig ein wesentlicher Faktor für die 
von 2010 bis 2019 entspanntere Lage der öffentlichen Haushalte ergibt sich ab 
dem Jahr 2010. Zwar kam es zunächst wegen der Konjunkturpakete gegen die 
globale Finanz- und Wirtschaftskrise 2009 und 2010 erneut zu kräftigen Steu-
ersenkungen, noch verstärkt durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz der 
2009 gewählten schwarz-gelben Bundesregierung (Truger 2010). Jedoch wur-
den seit dem Jahr 2010 keine größeren Steuersenkungen mehr beschlossen 
(Rietzler/Truger 2017). Diese Steuerpolitik der ruhigen Hand ermöglichte im 
Verbund mit einer konjunkturbedingt unerwartet günstigen Einnahmenent-
wicklung nach der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise eine Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte ohne weitere größere Kürzungen und ohne Kolli-
sion mit den Grenzen der Schuldenbremse (Rietzler/Truger 2019). Tatsächlich 
konnten die realen Staatsausgaben in Deutschland sich seit 2007 deutlich dy-
namischer entwickeln als im Zeitraum von 2001 bis 2007. Weil die Finanzpo-
litik seit 2010 auf kostspielige Steuersenkungen verzichtete und die Konjunk-
tur relativ gut lief, konnten die Staatsausgaben trotz Schuldenbremse deutlich 
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stärker ausgeweitet werden als in der durch Steuersenkungen geprägten Phase 
insbesondere von 2001 bis 2007.

3. Steuerpolitische Ansatzpunkte für mehr 
Verteilungsgerechtigkeit in Deutschland 

Die referierten steuer- und finanzpolitischen Erfahrungen seit Ende der 1990er 
Jahre sprechen schon für sich genommen dafür, dem verteilungspolitischen 
und dem fiskalischen Ziel der Besteuerung wieder mehr Gewicht zukommen 
zu lassen, durch progressive Steuerreformen die Ungleichheit zu korrigieren 
und gleichzeitig dauerhaft die Handlungsfähigkeit des Staates zu sichern. An-
gesichts der Schwächung von Wirtschaft und öffentlichen Finanzen durch die 
Corona-Krise (SVR 2021) und der Herausforderungen durch die sozialökologi-
sche Transformation nimmt die Bedeutung einer solchen Politik noch zu (Dul-
lien et al. 2022). Letztlich geht es darum, im hohen und höchsten Einkommens- 
und Vermögensbereich, der in den letzten beiden Jahrzehnten steuerlich stark 
entlastet wurde, ein Mehraufkommen zu erzielen, das dann für Steuer- und 
Abgabenentlastungen oder Transfererhöhungen für untere und mittlere Ein-
kommen, oder für zusätzliche Ausgaben für öffentliche Güter und Dienstleis-
tungen verwendet werden kann (Bormann et al. 2017). Wenn eine solche Poli-
tik schrittweise und nicht ruckartig umgesetzt wird, dürften sich auch positive 
makroökonomische Wirkungen ergeben, weil die Umverteilung von oben nach 
unten zu einer Stärkung des privaten Konsums führt, während die Erhöhung 
öffentlicher Ausgaben, inbesondere Investitionen, gleichzeitig einen binnen-
wirtschaftlichen Wachstumsschub auslöst.

Als konkrete Maßnahme liegt im Bereich der Einkommensbesteuerung eine 
Erhöhung des Spitzensteuersatzes nahe. Zudem sollte das nicht mehr zeitge-
mäße und mit geringeren Arbeitsanreizen für ZweitverdienerInnen verbundene 
Ehegatten-Splitting reformiert werden (SVR 2021: 232ff.). An die Stelle des Ehe-
gatten-Splittings könnte ein zweiter übertragbarer Grundfreibetrag treten. Die 
Privilegierung von Kapitaleinkommen in der Einkommensteuer sollte beendet 
und die Abgeltungssteuer abgeschafft werden. Das erzielte Mehraufkommen 
könnte u.a. für eine Korrektur des Einkommensteuertarifs im unteren und mitt-
leren Bereich eingesetzt werden. In einer Reform der Kommunalfinanzen sollte 
die Gewerbesteuer zu einer Gemeindewirtschaftssteuer weiterentwickelt wer-
den, indem der Kreis der Steuerpflichtigen um Selbstständige und Freiberufler 
ausgeweitet sowie die Bemessungsgrundlage verbreitert wird. 

Eine große Bedeutung im Rahmen eines modernen progressiven Steuerkon-
zeptes kommt einer angemessenen Besteuerung von Erbschaften und Vermö-
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gen zu – nicht zuletzt deshalb, weil das Aufkommen aus beiden Steuerarten 
den Bundesländern zufließt, die aufgrund ihrer Kulturhoheit für den Großteil 
der Bildungsausgaben zuständig sind. Zum Aufkommenspotenzial einer Wie-
dererhebung der Vermögensteuer liegen Schätzungen des DIW vor (vgl. Bach 
et al. 2016b). Dieses könnte bei einem Steuersatz in Höhe von einem Prozent 
und je nach persönlichem Freibetrag bei knapp 11 bis 22,6 Milliarden Euro 
liegen. Betroffen von einer solchen Vermögensteuer wären nur die reichsten 
0,1% der Bevölkerung. Anpassungsreaktionen, die allerdings schwer und kaum 
sicher abzuschätzen sind, können das steuerliche Aufkommen jedoch reduzie-
ren. Gesteigert werden könnte es durch einen progressiven Tarif. 

Sinnvoll wäre neben der Wiedererhebung der Vermögens- auch eine Erhö-
hung der Erbschaftsteuer. Diese Steuer fällt in Deutschland im Vergleich zu 
anderen Industrieländern sehr mäßig aus, weil vor allem reiche Erben kaum 
belastet werden. Erbschaften stellen für die Begünstigten ein leistungslo-
ses Einkommen dar – häufig in sehr hohem Umfang. Reiche Erben werden so 
aufgrund ihrer sozialen Herkunft in der Regel doppelt privilegiert, da sie auf-
grund ihres familiären Hintergrunds meist bessere Bildungs- und damit Ver-
dienstmöglichkeiten haben. Eine mittelfristig annähernde Verdopplung des 
Erbschaftsteueraufkommens von zuletzt etwa sechs Milliarden Euro wäre al-
lein schon durch eine konsequente Mindestbesteuerung von Betriebsvermö-
gen möglich, die gegenwärtig nach fast einhelliger Auffassung in der Wissens-
haft überprivilegiert werden (Rietzler et al. 2016). 

Für eine spürbare gezielte Entlastung unterer Einkommen sind Reformen 
des Einkommensteuertarifs kaum geeignet, da erst im mittleren Einkommens-
bereich Einkommensteuer gezahlt werden muss. Daher wären Entlastungen 
bei indirekten Steuern und Abgaben (z.B. Umsatzsteuer, EEG-Umlage), bei 
den Sozialversicherungsbeiträgen (z.B. konsequentere Steuerfinanzierung 
versicherungsfremder Leistungen in der Sozialversicherung), die Anhebung 
von Sozialtransfers oder die kostengünstigere oder kostenlose Bereitstellung 
öffentlicher Güter und Dienstleistungen geeignete Instrumente. Gerade im 
Niedrigeinkommensbereich könnte eine anreizorientierte Reform und Integ-
ration des Steuer- und Transfersystems sowohl zu höherer Beschäftigung als 
auch zu einer spürbaren Absenkung der Armutsrisikoquote beitragen (Truger 
2019: 366).
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4. Die steuerpolitische Lücke im Ampel-Koalitionsvertrag

Trotz massiver Probleme der politischen Mobilisierung für eine progressivere 
Steuerpolitik bei den Parteien links der Mitte (Fastenrath et al. 2021), ent-
hielten die Wahlprogramme sowohl von SPD und Bündnis 90/Die Grünen als 
auch in besonderem Maße der Linkspartei progressive Elemente wie sie im 
Abschnitt 3 kurz skizziert wurden (Buhlmann et al. 2021a). Bei ihrer Verwirk-
lichung wäre im hohen und höchsten Einkommensbereich ein mehr oder we-
niger deutliches Mehraufkommen entstanden, das zur Finanzierung weiterer 
Umverteilungsmaßnahmen bzw. zur allgemeinen Staatsfinanzierung hätte ver-
wendet werden können. Der Umverteilungseffekt auf die Einkommensvertei-
lung wäre deutlich spürbar gewesen (Buhlmann et al. 2021a). Auch der DGB 
(2021) hatte zur Bundestagswahl ein eigenes umfassendes Steuerkonzept vor-
gelegt, das ein hohes Mehraufkommen mit einer deutlichen Umverteilung von 
oben nach unten kombinierte. Allerdings standen den in diesem Sinne pro-
gressiven steuerpolitischen Programmen links der Mitte die Wahlprogramme 
von Union, FDP und AfD gegenüber, die zu deutlichen bis sehr großen Min-
dereinnahmen von bis zu 90 Mrd. Euro pro Jahr geführt und die Disparität in 
der Verteilung der verfügbaren Einkommen deutlich vergrößert hätten, weil 
sich die Steuerentlastungen im Bereich der hohen Einkommen konzentrier-
ten (Buhlmann et al. 2021a).

Bei der Regierungsbildung in der Ampel-Koalition bestand die FDP dar-
auf, dass es nicht zu Steuererhöhungen kommen sollte. Aus diesem Grund 
verzichtet der Koalitionsvertrag (SPD et al. 2021) – von einigen kleineren 
Punkten abgesehen – gänzlich auf Steuerreformvorhaben, weshalb das ver-
teilungspolitische, aber auch das fiskalische Potenzial der Steuerpolitik in die-
ser Legislaturperiode voraussichtlich ungenutzt bleiben dürfte. Zur Deckung 
der großen zusätzlichen Ausgabenbedarfe im Bereich der sozial-ökologischen 
Transformation setzt die Ampel-Koalition neben dem Abbau kleinerer klima-
politisch kontraproduktiver Subventionen ganz auf die Nutzung von Spielräu-
men zur Kreditfinanzierung zukunftsbezogener Ausgaben innerhalb des Rah-
mens der Schuldenbremse (Dullien et al. 2022). Aus verteilungspolitischer 
Sicht kann der Koalitionsvertrag dennoch positiv bewertet werden, weil die 
deutliche Erhöhung des Mindestlohns auf zwölf Euro pro Stunde und die ange-
strebte Kindergrundsicherung zu relativ kräftigen Einkommenszuwächsen vor 
allem im unteren Einkommensbereich führen dürften (Buhlmann et al. 2021b). 

Dennoch ist kritisch anzumerken, dass die steuerpolitische Strategie der 
Ampel-Koalition gänzlich auf eine Korrektur der Einkommensverteilung im 
hohen und höchsten Bereich verzichtet, obwohl dieser Bereich in der Ver-
gangenheit von besonders großen Zuwächsen bei den Markteinkommen pro-
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fitierte und durch die rot-grünen Steuerreformen von 1998 bis 2005 in be-
sonderem Maße entlastet wurde. Zudem birgt die finanzpolitische Strategie 
durchaus fiskalische Risiken: Zwar wird es über die geplanten Maßnahmen 
voraussichtlich möglich sein, die zusätzlichen Investitionsbedarfe des Bundes 
zu decken. Die regulären Haushalte des Bundes, vor allem aber von Ländern 
und Kommunen, bleiben aber letztlich davon abhängig, dass die Konjunktur 
sich günstig entwickelt, obwohl sie im Bildungsbereich und bei den kommu-
nalen Investitionen eigentlich auf strukturelle Mehreinnahmen angewiesen 
wären (Dullien et al. 2022).

5. Fazit

Die progressive Steuerpolitik stellt ein wesentliches Instrument zur Verringe-
rung der Einkommensungleichheit dar. Im ersten Jahrzehnt der 2000er Jahre 
führten massive Steuersenkungen, die besonders hohe und höchste Einkom-
men entlasteten, allerdings zu einer deutlichen Abnahme der Progressivität 
und trugen zum deutlichen Anstieg der Ungleichheit der verfügbaren Einkom-
men in Deutschland bei. Vor diesem Hintergrund, aber auch zur teilweisen Fi-
nanzierung der aufgrund der sozial-ökologischen Transformation anstehen-
den hohen Mehrausgaben, liegen progressive Steuerreformen im Bereich der 
einkommens- und vermögensbezogenen Steuern nahe. Die neu gebildete Am-
pel-Koalition im Bund konnte sich aufgrund der Fundamentalopposition der 
FDP gegen Steuererhöhungen nicht auf solche Reformen einigen und setzt 
stattdessen auf die Nutzung von Kreditfinanzierungsspielräumen im Rahmen 
der Schuldenbremse zur Bedarfsdeckung, die Beeinflussung der Marktein-
kommensverteilung über den Mindestlohn sowie die Kindergrundsicherung 
als transferbezogene Reform. Damit dürfte die Einkommensverteilung durch 
spürbare Anhebungen im unteren Einkommensbereich spürbar gleichmäßiger 
werden, Korrekturen im Bereich der hohen und höchsten Einkommen bleiben 
jedoch leider gänzlich aus. 
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